
Aktenzeichen: 6 AZR 129/98
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 05. August 1999

- 6 AZR 129/98 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 21. April 1997 
- 86 Ca 37.492/96 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 15. Dezember 1997 
- 12 Sa 112/97 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Bundesarchiv :

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifgeltung im Beitrittsgebiet

Gesetz: Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche 
Vorschriften (BAT-O) - vom 10. Dezember 1990 § 1

Leitsätze:
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6 AZR 129/98 
12 Sa 112/97 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. August 1999

Urteil
Schneider,
Urkundsbeamtin In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 5. August 1999 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeitsgerichts 

Dr. Peifer, den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrüster, die Richterin am 

Bundesarbeitsgericht Gräfl sowie die ehrenamtlichen Richter Lenßen und Dr. Augat

für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Berlin vom 15. Dezember 1997 - 12 Sa 
112/97 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin über 

den 1. August 1995 hinaus der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) oder der Tarif­

vertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - vom 10. De­

zember 1990 (BAT-O) Anwendung findet.

Die Klägerin war seit dem 1. September 1986 beim Magistrat von Berlin in 

ehemaligen Ostberlin als Sekretärin beschäftigt. Seit der Herstellung der Einheit 

Deutschlands besteht das Arbeitsverhältnis zum beklagten Land fort. Die Klägerin 

wurde mit Wirkung ab dem 3. Oktober 1990 in der Senatskanzlei in dem im ehemali­

gen Westberlin gelegenen Rathaus Schöneberg eingesetzt. Am 10. September 1991 

zog die Senatskanzlei in das im ehemaligen Ostberlin gelegene Rote Rathaus um. 

Seit diesem Zeitpunkt ist die Klägerin wieder im ehemaligen Ostberlin tätig.

Die Parteien schlossen am 1. Oktober 1991 einen schriftlichen Arbeitsver­

trag, in dessen § 3 die Anwendung des BAT-0 vereinbart wurde.

Mit Schreiben vom 1. Dezember 1992 und vom 2. Februar 1993 teilte das 

beklagte Land ihr mit, daß sich aufgrund des zwischenzeitlich ergangenen Urteils 

des Senats vom 30. Juli 1992 (- 6 AZR 11/92 - BAGE 71,68), des sog. „Posturteils“, 

ihr Arbeitsverhältnis nach BAT richte. Die höhere Vergütung erhalte sie unter Be­

rücksichtigung der Ausschlußfrist rückwirkend ab dem 1. Februar 1992. Die Parteien
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schlossen am 28. April 1993 einen schriftlichen Arbeitsvertrag, in dessen § 3 es 

heißt:

„Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Bundes- 
Angestelltentarifvertrag (BAT) und den diesen ergänzenden, 
ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen in der für den Be­
reich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) jeweils 
geltenden Fassung....“

Mit Schreiben vom 17. Januar 1996 teilte das beklagte Land der Klägerin 

unter Berufung auf die Rechtsprechung des erkennenden Senats im Urteil vom 

26. Oktober 1995 (- 6 AZR 125/95 - BAGE 81,207), dem sog. „Feuerwehrurteil“, mit, 

daß die Leistungen nach BAT unter dem Vorbehalt der Rückforderung stünden. Für 

die Zeit vom 1. August 1995 bis zum 31. Januar 1996 forderte es die noch nicht 

verfallenen Differenzbeträge zwischen den Vergütungen nach BAT und BAT-0 von 

der Klägerin zurück, unterstellte aber gleichzeitig den „Wegfall der Bereicherung“, so 

daß es im Ergebnis nicht zur Rückzahlung kam. Mit einem weiteren Schreiben vom

2. August 1996 teilte das beklagte Land der Klägerin mit, daß auf ihr Arbeitsverhält­

nis ab dem 1. Juli 1996 wieder der BAT-0 angewendet werde. Dem widersprach die 

Klägerin mit Schreiben vom 22. August 1996.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, auf ihr Arbeitsverhältnis seien 

auch nach ihrer Rückkehr in das östliche Tarifgebiet weiterhin die Bestimmungen 

des BAT anzuwenden. Der Anspruch ergebe sich aus dem Arbeitsvertrag vom 

28. April 1993 und dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin über 
den 1. August 1995 hinaus der BAT und die ihn ergänzenden, 
ändernden und ersetzenden Tarifverträge anzuwenden sind.
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Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung ver­

treten, das Arbeitsverhältnis richte sich nach Rückkehr der Klägerin in das östliche 

Tarifgebiet wieder nach den Bestimmungen des BAT-O. Durch den Arbeitsvertrag 

vom 28. April 1993 sei nicht die übertarifliche Geltung des BAT vereinbart worden. 

Dieser Tarifvertrag sei nur irrtümlich auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin angewen­

det worden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Berufung des be­

klagten Landes hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des Arbeitsgerichts abgeän­

dert und die Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin die Wiederher­

stellung des erstinstanzlichen Urteils. Das beklagte Land beantragt, die Revision zu­

rückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht die 

Klage unter Abänderung des erstinstanzlichen Urteils als unbegründet abgewiesen.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden nach dem 31. Juli 1995 die Be­

stimmungen des BAT-0 Anwendung. Aus dem Arbeitsvertrag vom 28. April 1993 

und aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz ergibt sich nichts anderes.

1. Nach § 1 Abs. 1 Buchst, b BAT-0 gilt dieser Tarifvertrag für Arbeitnehmer

der Länder, die in einer der Rentenversicherung der Angestellten unterliegenden 

Beschäftigung tätig sind (Angestellte) und deren Arbeitsverhältnisse in dem in Art. 3 

des Einigungsvertrages (fortan: EV) genannten Gebiet begründet sind.
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a) Die Klägerin übt unstreitig eine der Rentenversicherung der Angestellten 

unterliegende Beschäftigung bei dem beklagten Land aus.

b) Das Arbeitsverhältnis der Klägerin ist auch in dem in Art. 3 EV genannten 

Gebiet begründet.

aa) Nach ständiger Rechtsprechung des Senats ist ein Arbeitsverhältnis in dem 

in Art. 3 EV genannten Gebiet begründet, wenn dort der Grund der Entstehung des 

Arbeitsverhältnisses liegt und der Bezug zum Beitrittsgebiet gegenwärtig noch be­

steht. Wird ein Arbeitnehmer für eine Tätigkeit im Beitrittsgebiet eingestellt und wird 

er auf unbestimmte Zeit dort beschäftigt, sind diese Voraussetzungen gegeben (BAG 

24. Februar 1994-6 AZR 588/93 - BAGE 76, 57; 6. Oktober 1994-6 AZR 324/94 - 

BAGE 78,108). Für den gegenwärtigen Bezug zum Beitrittsgebiet ist grundsätzlich 

die Lage des Arbeitsplatzes entscheidend (BAG 24. Februar 1994 - 6 AZR 588/93 - 

BAGE 76, 57, 61; 6. Oktober 1994-6 AZR 324/94 - BAGE 78, 108,112; 23. Februar 

1995-6 AZR 614/94 - BAGE 79, 215, 217; 20. März 1997-6 AZR 10/96 - BAGE 85, 

322, 327 f.; 25. Juni 1998-6 AZR 515/97 - AP TV Arb Bundespost § 1 Nr. 2 = EzA 

BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 76, zu II 1 a der Gründe und - 6 AZR 475/96 - AP 

TV Arb Bundespost § 1 Nr. 1 = EzA TVG § 4 Geltungsbereich Nr. 12, zu II 2 b bb der 

Gründe). Wird ein Arbeitnehmer, der für eine Tätigkeit im Beitrittsgebiet eingestellt 

wurde, vorübergehend auf nicht absehbare Zeit im Geltungsbereich des BAT be­

schäftigt, findet für die Dauer dieser Tätigkeit der BAT Anwendung. Nach Rückkehr 

auf einen Arbeitsplatz im Beitrittsgebiet unterfällt das Arbeitsverhältnis wieder dem 

BAT-0 (BAG 6. Oktober 1994-6 AZR 324/94 - BAGE 78, 108; 23. Februar 1995 

- 6 AZR 667/94 - BAGE 79, 224; 21. September 1995-6 AZR 151/95 - AP BAT-0

§ 1 Nr. 6 = EzA TVG § 4 Geltungsbereich Nr. 11, zu III 2 der Gründe; 26. Oktober
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1995-6 AZR 125/95 - BAGE 81,207, 209; 20. März 1997-6 AZR 10/96 - BA- 

GE 85, 322, 329; 25. Juni 1998-6 AZR 515/97 - aaO, zu II 1 c der Gründe).

bb) Der Grund für die Entstehung des Arbeitsverhältnisses lag im Beitrittsgebiet. 

Das Arbeitsverhältnis bestand bereits vor dem 3. Oktober 1990 in der ehemaligen 

DDR und wurde nach Herstellung der Einheit Deutschlands von dem beklagten Land 

als Rechtsnachfolger fortgeführt. Der Bezug zum Beitrittsgebiet besteht gegenwärtig, 

da sich der Arbeitsplatz der Klägerin seit dem 10. September 1991 im ehemaligen 

Ostberiin befindet. Seit diesem Zeitpunkt richtet sich das Arbeitsverhältnis deshalb 

nach den Regelungen des BAT-O. Lediglich während des Einsatzes im ehemaligen 

Westberlin fanden die Vorschriften des BAT auf das Arbeitsverhältnis Anwendung.

2. Im Arbeitsvertrag vom 28. April 1993 haben die Parteien nicht vereinbart, 

daß der BAT nach der Rückkehr der Klägerin auf den Arbeitsplatz im Beitrittsgebiet 

gelten soll.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, durch diesen Vertrag sei nicht 

die Anwendung des BAT vereinbart worden. Das beklagte Land habe nur schriftlich 

bestätigt, was es geglaubt habe, tarifvertraglich zu schulden. Das beklagte Land ha­

be durch den Vertragstext lediglich die Konsequenzen aus dem sog. „Posturteil“ des 

Senats vom 30. Juli 1992 (- 6 AZR 11/92 - BAGE 71,68) gezogen.

b) Diese Auslegung ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

Bei der vertraglichen Regelung handelt es sich um eine typische Vereinba­

rung für nicht tarifgebundene Angestellte im öffentlichen Dienst, die vom Senat in der 

Revisionsinstanz uneingeschränkt und selbständig gemäß §§ 133,157 BGB ausge-
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legt werden käHh (vgl. BAG 21. Oktober 1992-4 AZR 156/92 - AP BAT § 23 a 

Nr. 27, zu I 3 a der Gründe).

Im Rahmen der Vertragsfreiheit ist es rechtlich möglich, einzelvertraglich die 

Geltung normativ nicht geltender Tarifregelungen zu vereinbaren (vgl. BAG, aaO, 

zu I 3 der Gründe). Im öffentlichen Dienst hat allerdings die Verweisung auf den 

Geltungsbereich eines Tarifvertrages grundsätzlich nur den Sinn, daß der Arbeits­

vertrag das beinhalten soll, was nach allgemeinen Grundsätzen des Tarifrechts auch 

für tarifgebundene Angestellte gilt (ständige Rechtsprechung, vgl. BAG 21. Oktober 

1992, aaO, zu I 3 b der Gründe, mwN und 1. Juni 1995 - 6 AZR 922/94 - BAGE 80, 

152, 155). Mangels gegenteiliger Anhaltspunkte ist deshalb davon auszugehen, daß 

die Klägerin gegenüber den vergleichbaren tarifgebundenen Angestellten nicht un­

gleich behandelt werden sollte (vgl. Senatsurteil vom 1. Juni 1995, aaO). Das Lan­

desarbeitsgericht hat deshalb ohne Rechtsfehler angenommen, daß das beklagte 

Land nur das vollziehen wollte, was aus seiner damaligen Sicht der tariflichen 

Rechtslage entsprach. Einen weitergehenden Verpflichtungswillen des beklagten 

Landes hat das Landesarbeitsgericht rechtsirrtumsfrei verneint.

3. Das beklagte Land ist nicht verpflichtet, den BAT aus Gründen des Vertrau­

ensschutzes auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin weiterhin anzuwenden, weil es in 

der Zeit bis zum Juni 1996 Leistungen nach dem BAT gewährt hat. Von diesen in 

Verkennung der Reichweite des Urteils des erkennenden Senats vom 30. Juli 1992 

(aaO) und damit rechtsirrtümlich gewährten Zahlungen konnte sich das beklagte 

Land jederzeit lossagen. Dies hat der Senat mehrfach entschieden. Zur Vermeidung 

von Wiederholungen wird auf die Urteile des Senats vom 26. Oktober 1995 (- 6 AZR 

125/95 - BAGE 81,207, 212 und vom 25. Juni 1998 (- 6 AZR 515/97 - AP TV Arb
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Bundespost § 1 Nr. 2 = EzA BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 76 und - 6 AZR 

238/97 - nicht veröffentlicht) verwiesen.

4. Die Klägerin wird durch die Anwendung des BAT-0 ab dem 1. Juli 1996 ge­

genüber anderen Angestellten des beklagten Landes auch nicht ohne sachlichen 

Grund ungleich behandelt.

a) Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet sowohl die 

sachfremde Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer gegenüber anderen Arbeit­

nehmern in vergleichbarer Lage als auch die sachfremde Differenzierung zwischen 

Arbeitnehmern einer bestimmten Ordnung. Unzulässig ist nicht nur die willkürliche 

Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer innerhalb einer Gruppe, sondern auch 

eine sachfremde Gruppenbildung. Eine Differenzierung ist sachfremd, wenn es für 

die unterschiedliche Behandlung keine billigenswerten Gründe gibt, wenn also für 

eine am Gleichheitsgedanken orientierte Betrachtungsweise die Regelung als will­

kürlich anzusehen ist (vgl. BVerfG 15. Oktober 1985 - 2 BvL 4/83 - BVerfGE 71, 39, 

58). Im Bereich der Vergütung gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz zwar nur einge­

schränkt, weil der Grundsatz der Vertragsfreiheit Vorrang hat. Ein derartiger Vorrang 

besteht aber nur für individuell getroffene Vereinbarungen. Das Gebot der Gleichbe­

handlung greift aber dann ein, wenn der Arbeitgeber Leistungen nach einem er­

kennbar generalisierenden Prinzip aufgrund einer abstrakten Regelung gewährt. Von 

einer solchen Regelung darf er Arbeitnehmer nur aus sachlichen Gründen aus­

schließen (st. Rspr., vgl. BAG 26. Oktober 1995 - 6 AZR 125/95 - BAGE 81,207,

210 f.; 20. März 1997 - 6 AZR 453/96 - ZTR 1997, 568, zu I 3 der Gründe; 23. Au­

gust 1995-5 AZR 293/94 - BAGE 80, 354, 360; 28. Juli 1992-3 AZR 173/92 - BA­

GE 71, 29, 37).
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b) Die Klägerin hat entgegen ihrer Auffassung keinen Anspruch darauf, mit An­

gestellten gleichbehandelt zu werden, deren Arbeitsverhältnisse in den alten Bun­

desländern begründet worden sind. Die Ungleichbehandlung der Klägerin gegenüber 

diesen Angestellten beruht nicht auf sachfremden Erwägungen des beklagten Lan­

des.

Angestellte, deren Arbeitsverhältnisse in den alten Bundesländern begründet 

worden sind, unterfallen nicht dem Geltungsbereich des BAT-O, denn der Entste­

hungsgrund für ihre Arbeitsverhältnisse liegt nicht im Beitrittsgebiet. Sie wurden nicht 

für eine Tätigkeit in dem in Art. 3 EV genannten Gebiet eingestellt, sondern für eine 

Tätigkeit in den alten Bundesländern. Deshalb gelten für sie ausschließlich die Be­

stimmungen des BAT.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben.

Dr. Peifer Dr. Armbrüster Gräfl 

Lenßen Augat
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